
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

681

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1975 Ausgegeben am 20. Feber 1975 37. Stück

97. Verordnung: Änderung der Veterinärbehördlichen Einfuhr- und Durchfuhrverordnung
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101 . Verordnung: Festsetzung von Pauschalvergütungen für verlängerte Dienstpläne im Bereich

der Post- und Telegraphenverwaltung
102. Verordnung: Änderung der Studienordnung für die Studienrichtung Markscheidewesen
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104. Verordnung: Wasch- und Putzzeuggeld der Zivildienstleistenden für die Pflege ihrer

Kleidung und für den sonstigen persönlichen Bedarf

97 . Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 4. Jän-
ner 1975, mit der die Veterinärbehördliche
Einfuhr- und Durchfuhrverordnung geändert

wird

Auf Grand des § 4 b des Gesetzes vom
6. August 1909, RGBl. Nr. 177, betreffend die
Abwehr und Tilgung von Tierseuchen, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 128/1954
wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen verordnet:

Artikel I
Die Veterinärbehördliche Einfuhr- und Durch-

fuhrverordnung, BGBl. Nr. 200/1955, in der
Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 275/1963
und Nr. 96/1968 wird wie folgt geändert:

1. Die Anlage II hat zu lauten:
„Anlage II

G e b ü h r e n für die v e t e r i n ä r -
b e h ö r d l i c h e G r e n z k o n t r o l l e

Für die Durchführung der tierärztlichen
Grenzkontrolle sind folgende Gebühren zu ent-
richten:
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Artikel II
Diese Verordnung tritt mit Beginn des auf

ihre Kundmachung folgenden Monats in Kraft.

Leodolter

98. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 20. Jän-
ner 1975, mit der die Verordnung betreffend
Zuweisung der Aufgaben einzelner Senate
der Studienbeihilfenbehörde an andere Senate

geändert wird

Auf Grund des § 10 Abs. 3 und des § 34
Abs. 3 des Studienförderungsgesetzes, BGBl.

Nr. 421/1969, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 330/1971, 286/1972, 335/1973 und
182/1974 wird im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Finanzen verordnet:

Die Verordnung, BGBl. Nr. 64/1974, betreffend
Zuweisung der Aufgaben einzelner Senate der
Studienbeihilfenbehörde an andere Senate wird
wie folgt geändert:

1. § 3 hat zu lauten:

„§ 3. Die Aufgaben der Senate der Studien-
beihilfenbehörde an den medizinisch-technischen
Schulen für

a) den medizinisch-technischen Laboratoriums-
dienst und

b) den orthoptischen Dienst

an den Allgemeinen öffentlichen Landeskranken-
anstalten Salzburg werden dem Senat der
Studienbeihilfenbehörde an der Schule für den
radiologisch-technischen Dienst an den Allge-
meinen öffentlichen Landeskrankenanstalten
Salzburg zugewiesen."

2. § 6 hat zu lauten:

„§ 6. Die Aufgaben der Senate der Studien-
beihilfenbehörde an den medizinisch-technischen
Schulen für

a) den radiologisch-technischen Dienst und
b) den Diätdienst

am Landeskrankenhaus Klagenfurt werden dem
Senat der Studienbeihilfenbehörde an der Schule
für den medizinisch-technischen Laboratoriums-
dienst am Landeskrankenhaus Klagenfurt zuge-
wiesen."

Leodolter

99. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 22. Jänner 1975
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 66 Gleichenberger Straße im Be-
reich der Gemeinden Merkendorf, Stainz bei

Straden und Hof bei Straden

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 66 Gleichenberger
Straße wird im Bereich der Gemeinden Merken-
dorf, Stainz bei Straden und Hof bei Straden wie
folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 38,173 im Bereich der Querung mit dem
Kölldorfbach und weicht vorerst geringfügig
von der bestehenden Straße ab. In ihrem weiteren
Verlauf führt die neue Trasse unter Ausschaltung
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der bestehenden zum Teil engen Kurven in ge-
streckter Linie, berührt die Gemeindegebiete von
Merkendorf, Stainz bei Straden und Hof bei
Straden, umfährt den Ortsteil Sulzbach und endet
bei Plan-km 46,473.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Steiermärkischen Landes-
regierung und den Gemeinden Merkendorf,
Stainz bei Straden und Hof bei Straden aufliegen-
den Planunterlagen (Maßstab 1 : 2880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf vor-
angeführten Straßenteil Anwendung. Die Grenzen
des Bundesstraßenbaugebietes sind den aufliegen-
den Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

100 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 29. Jänner 1975 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der A 8 Innkreis Autobahn von der Gemeinde
Kematen am Innbach zur Staatsgrenze bei

Suben

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der A 8
Innkreis Autobahn wird im Bereich der Gemein-
den Kematen am Innbach, Meggenhofen, Aisters-
heim, Weibern, Haag am Hausruck, Pram, Peters-
kirchen, Andrichsfurt, Utzenaich, St. Martin im
Innkreis, Lambrechten, Ort im Innkreis, Reichers-
berg, Antiesenhofen, St. Marienkirchen bei Schär-
ding und Suben wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
im Anschluß an den mit Verordnung vom
15. November 1974, BGBl. Nr. 694, im Verlauf
bestimmten Abschnitt der A 8 Innkreis Auto-
bahn an der Grenze zwischen den Gemeinden
Pichl bei Wels und Kematen am Innbach, führt
von dort über die Anschlußstellen „Meggen-
hofen", „Haag", „Ort" und „Suben", erreicht
den Inn bei Fluß-km 22,00 und endet in der Fluß-
mitte, welche die Staatsgrenze zur Bundesrepublik
Deutschland bildet.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
einschließlich der Anschlußstellen „Meggenhofen",
„Haag", „Ort" und „Suben" aus den beim Bun-
desministerium für Bauten und Technik, beim
Amt der Oberösterreichischen Landesregierung
sowie bei den betroffenen Gemeinden zur Ein-
sicht aufliegenden Planunterlagen (Maßstab
1 : 5000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

1 0 1 . Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 27. Jänner 1975 über die Fest-
setzung von Pauschalvergütungen für ver-
längerte Dienstpläne im Bereich der Post-

und Telegraphenverwaltung

Auf Grund des § 16 a des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, in der Fassung der 24. Gehaltsge-
setz-Novelle, BGBl. Nr. 214/1972, wird im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzler und dem
Bundesminister für Finanzen verordnet:

§ 1. (1) Die monatliche Pauschalvergütung für
verlängerten Dienstplan, die den in den §§ 3, 4
und 5 der Verordnung der Bundesregierung vom
10. Dezember 1974, BGBl. Nr. 799, angeführten
Beamten gebührt, wird wie folgt festgesetzt und
beträgt

1. für Omnibuslenker und Fahrgelderheber im
Postautodienst sowie für Lenker der Landkraft-
posten und Kraftgüterposten bei einer Verlän-
gerung der für sie vorgesehenen Wochendienstzeit
im Ausmaß von wöchentlich

des Gehaltes (einschließlich allfälliger Teuerungs-
zulagen) der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V
der Beamten der Allgemeinen Verwaltung,

2. für Beamte des Bahnpostdienstes und des
Postbegleitungsdienstes auf Straßenpostkursen bei
einer Verlängerung der für sie vorgesehenen
Wochendienstzeit im Ausmaß von wöchentlich

des Gehaltes (einschließlich allfälliger Teuerungs-
zulagen) der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V
der Beamten der Allgemeinen Verwaltung und

3. für Beamte des Heimaufsichtsdienstes in den
von der Post- und Telegraphenverwaltung ge-
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führten Lehrlingsinternaten 8•93 v. H. des Ge-
haltes (einschließlich allfälliger Teuerungszulagen)
der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beam-
ten der Allgemeinen Verwaltung.

(2) Für Omnibuslenker und Fahrgelderheber
im Postautodienst, die den Fahrscheinverkauf mit
Fahrscheindruckern besorgen, wird die nach
Abs. 1 Z. 1 festgesetzte monatliche Pauschalver-
gütung um jeweils 2 v. H. des Gehaltes (ein-
schließlich allfälliger Teuerungszulagen) der Ge-
haltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der
Allgemeinen Verwaltung erhöht.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1975
in Kraft. Mit dem Inkrafttreten dieser Verord-
nung tritt die Verordnung des Bundesministers
für Verkehr vom 5. März 1973, BGBl. Nr. 126,
außer Kraft.

Lanc

102 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 31. Jänner
1975, mit der die Studienordnung für die
Studienrichtung Markscheidewesen geändert

wird

Auf Grund der §§ 1 bis 15 des Bundesgesetzes
vom 10. Juli 1969, BGBl. Nr. 291, über monta-
nistische Studienrichtungen in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 328/1971 und 465/1974,
in Verbindung mit den Bestimmungen des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/
1966, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 458/1972 wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Unterricht und Kunst ver-
ordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 30. April 1971,
BGBl. Nr. 206, über die Studienordnung für die
Studienrichtung Markscheidewesen wird wie folgt
geändert:

1. § 3 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Während des ersten Studienabschnittes
sind in den folgenden Prüfungsfächern zu inskri-
bieren:

2. § 4 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Zur ersten Diplomprüfung sind aus fol-
genden Fächern Vorprüfungen abzulegen:

a) Einführung in das Montanwesen;
b) Technische und meßtechnische Grundlagen;
c) Grundzüge der Rechts-, Sozial- und Wirt-

schaftswissenschaften;
d) eine lebende Fremdsprache nach Wahl des

Kandidaten."

3. § 10 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Zulassung zum zweiten Teil der zwei-
ten Diplomprüfung setzt voraus:

a) die erfolgreiche Ablegung der ersten Di-
plomprüfung;

b) die Inskription der gemäß § 2 Abs. 1 vor-
gesehenen Zahl von Semestern, die allen-
falls gemäß § 3 Abs. 3 des Bundesgesetzes
über montanistische Studienrichtungen her-
abzusetzen ist;

c) die erfolgreiche Ablegung der Vorprüfungen
aus den im § 9 genannten Fächern;

d) die erfolgreiche Ablegung des ersten Teiles
der zweiten Diplomprüfung;

e) die Approbation der Diplomarbeit;
f) einen Nachweis über die Absolvierung der

im Studienplan vorgesehenen Praxis;
g) die positive Beurteilung der Prüfungsarbei-

ten gemäß § 11 Abs. 4."

4. § 11 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Für den ersten Teil der zweiten Diplom-
prüfung sind die Bestimmungen des § 6 Abs. 4
bis 7 sinngemäß anzuwenden. Im ersten Teil der
zweiten Diplomprüfung sind folgende Prüfungs-
arbeiten durchzuführen:

a) eine Prüfungsarbeit im Prüfungsfach Berg-
schadenkunde;

b) eine Prüfungsarbeit im Prüfungsfach Lager-
stättenkunde.

Der zweite Teil der zweiten Diplomprüfung ist
mündlich abzuhalten. Für die Wiederholung des
zweiten Teiles der zweiten Diplomprüfung ist
§ 30 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
anzuwenden."

Firnberg

1 0 3 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 31. Jänner
1975, mit der die Studienordnung für die
Studienrichtung Montanmaschinenwesen ge-

ändert wird

Auf Grund der §§ 1 bis 15 des Bundesgesetzes
vom 10. Juli 1969, BGBl. Nr. 291, über monta-
nistische Studienrichtungen in der Fassung der
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Bundesgesetze BGBl. Nr. 328/1971 und 465/1974,
in Verbindung mit den Bestimmungen des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes, BGBl.
Nr. 177/1966, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 458/1972 wird im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Unterricht und Kunst
verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Wis-
senschaft und Forschung vom 30. April 1971,
BGBl. Nr. 209, über die Studienordnung für die
Studienrichtung Montanmaschinenwesen wird wie
folgt geändert:

§ 4 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Zur ersten Diplomprüfung sind aus fol-
genden Fächern Vorprüfungen abzulegen:

a) Technologie und Werkstoffkunde;
b) Technisches Zeichnen und Maschinenlehre;
c) Strömungslehre;
d) nach Wahl des Kandidaten:

1. Hüttenkunde;
2. Grundzüge des Berg- und Erdölwesens;

e) Einsatz elektronischer Rechenanlagen."

Firnberg

104. Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 5. Feber 1975 über das Wasch-
und Putzzeuggeld der Zivildienstleistenden
für die Pflege ihrer Kleidung und für den

sonstigen persönlichen Bedarf

Auf Grund des § 30 Abs. 1 des Zivildienstge-
setzes, BGBl. Nr. 187/1974, wird verordnet:

§ 1. (1) Der Zivildienstleistende er-
hält beim erstmaligen Antritt des Zivil-
dienstes für die Pflege seiner Kleidung
und für den sonstigen persönlichen Be-
darf ein Wasch- und Putzzeuggeld von S 78'—.

(2) Der in Abs. 1 angeführte Pauschal-
betrag dient der Anschaffung

einer Kleiderbürste,
einer Schuhglanzbürste,
einer Schuhkotbürste,
einer Schuhcremebürste,
einer Seifendose,

eines Zahnputzbechers und
je eines Sternchenzwirnes weiß,
schwarz und grau.

§ 2. Zur laufenden Ergänzung der in
§ 1 Abs. 2 genannten Gegenstände er-
hält der Zivildienstleistende von dem
auf den Tag des Dienstantrittes folgen-
den Monatsersten an bis zur Beendi-
gung des Zivildienstes monatlich einen
Betrag von S 20'—.

§ 3. Der Zivildienstleistende erhält
monatlich für die Reinigung

1. seiner Leibwäsche S 250'—,
2. seiner Arbeitskleidung

a) wenn die Dienstkleidung im all-
gemeinen in Straßenkleidung
verrichtet werden kann S 50'—,

b) wenn die Dienstleistung im all-
gemeinen nicht in Straßen-
kleidung verrichtet werden
kann S 110'—.

§ 4. Für Zeiten, die gemäß § 15 Abs. 2 Zivil-
dienstgesetz in den Zivildienst nicht eingerechnet
werden, sowie dann, wenn der Zivildienst wäh-
rend eines Monats begonnen oder beendet wird,
gebührt dem Zivildienstleistenden nur der ver-
hältnismäßige Teil der in den §§ 2 und 3 fest-
gesetzten Vergütungen. In diesem Falle wird der
Kalendermonat mit 30 Kalendertagen gerechnet.

§ 5. (1) Die einmalige Vergütung nach § 1
Abs. 1 ist dem Zivildienstleistenden am Tage
seines Dienstantrittes im vorhinein auszuzahlen.

(2) Die Vergütung nach § 2 ist dem Zivildienst-
leistenden am 1. jeden Monates oder, wenn dieser
Tag auf einen Samstag, Sonn- oder Feiertag fällt,
am vorhergehenden Werktag im vorhinein aus-
zuzahlen.

(3) Die Vergütungen nach § 3 sind dem Zivil-
dienstleistenden erstmalig am Tage des Dienst-
antrittes und in der Folge am 1. jeden Monates
oder, wenn dieser Tag auf einen Samstag, Sonn-
oder Feiertag fällt, am vorhergehenden Werktag
im vorhinein auszuzahlen.

§ 6. Diese Verordnung tritt am 1. März 1975
in Kraft.

Rösch
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